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Das Verbraucherinsolvenzverfahren  
Der ausführliche Ablauf des Verfahrens 

Das Insolvenzverfahren dient dazu, bei Zahlungsunfähigkeit einer Schuldnerin oder eines Schuldners 

das vorhandene Vermögen zu verwerten und den Erlös gleichmäßig an die Gläubigerinnen und Gläu-

biger zu verteilen. Das Privatinsolvenzverfahren bietet die Chance für einen wirtschaftlichen Neuan-

fang und gibt Hoffnung für ein weiteres Leben ohne Schulden. Das Verbraucherinsolvenzverfahren 

eröffnet 4 verschiedene aufeinanderfolgende Wege (Stufen), die aus der Überschuldung zur Schul-

denbefreiung führen. Das Gesetz lässt diesen Weg aber nur redlichen Schuldnerinnen und Schuldnern 

offen, um sich von den restlichen Verbindlichkeiten zu befreien. Für zahlungsunfähige Verbraucherin-

nen und Verbraucher sowie ehemals selbständig Tätige, die bestimmte Kriterien erfüllen, sieht die 

Insolvenzordnung (InsO) besondere Regeln vor. Zunächst sind ernsthafte Bemühungen um eine au-

ßergerichtliche Einigung mit den Gläubigerinnen und Gläubigern erforderlich. Nach der Antragstellung 

prüft das Gericht nochmals, ob eine Verständigung über einen Schuldenbereinigungsplan Aussicht auf 

Erfolg hat. Ist ein erfolgreicher Abschluss des Schuldenbereinigungsplans nach der freien Überzeu-

gung des Gerichts nicht möglich, so entscheidet das Gericht über die Eröffnung des Insolvenzverfah-

rens. 

 

1. Anwendungsbereich 

Das Verbraucherinsolvenzverfahren gilt für alle natürlichen Personen, 

• die keine selbstständige wirtschaftliche Tätigkeit ausüben oder ausgeübt haben, 

• die zwar in der Vergangenheit eine selbstständige wirtschaftliche Tätigkeit ausgeübt haben, deren 

Vermögensverhältnisse aber überschaubar sind und gegen die keine Forderungen aus Arbeits-

verhältnissen bestehen. 

• Als überschaubar gelten die Vermögensverhältnisse nur, wenn die Schuldnerin oder der 

Schuldner zu dem Zeitpunkt, zu dem der Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens ge-

stellt wird, weniger als 20 Gläubiger hat (§ 304 InsO). 

• Forderungen aus Arbeitsverhältnissen sind insbesondere Forderungen der Finanzverwaltung 

aus Lohnsteuer sowie Forderungen von Sozialversicherungsträgern für Beiträge von ehemali-

gen Mitarbeitern des Schuldners bzw. der Schuldnerin. 

Zur Prüfung der richtigen Verfahrensart wird der Schuldner bzw. die Schuldnerin gebeten, die vorge-

nannten Forderungen durch geeignete Unterlagen zu belegen (beispielsweise aktueller Klartextkonto-

auszug des Finanzamtes, Bescheinigung des Sozialversicherungsträgers über die Art der Rückstän-

de). 

Für alle anderen natürlichen Personen ist das so genannte Unternehmensinsolvenzverfahren die rich-

tige Verfahrensart. Auch dort besteht die Möglichkeit der Restschuldbefreiung. 
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Voraussetzung für die Einleitung eines Verbraucherinsolvenzverfahrens ist das Vorliegen des Insol-

venzgrundes der eingetretenen oder der drohenden Zahlungsunfähigkeit. Es muss eine Situation ent-

standen sein, in der die Schuldnerin oder der Schuldner gegenwärtig oder in absehbarer Zukunft nicht 

mehr in der Lage ist, die fälligen Zahlungspflichten pünktlich und vollständig zu erfüllen (§§ 17, 18 

InsO). 

 

2. Außergerichtlicher Einigungsversuch ( 1. Stufe) 

Insolvente Verbraucher können die Eröffnung des Insolvenzverfahrens über ihr Vermögen nur bean-

tragen, wenn sie zuvor einen ernsthaften Versuch unternommen haben, sich mit ihren Gläubigerinnen 

und Gläubigern über die Schuldenbereinigung außergerichtlich zu einigen. Dies ist eine zwingende 

Voraussetzung für das gerichtliche Verfahren und bei der Antragstellung nachzuweisen (§ 305 Abs. 1 

Nr. 1 InsO). Der Schuldenbereinigungsplan ist grundsätzlich mit den Gläubigern frei verhandelbar. Da 

jedoch in der nächsten Stufe der Antrag auf Insolvenzeröffnung ebenfalls mit einem Schuldenbereini-

gungsplan verbunden werden muss, empfiehlt es sich, sich auch schon im außergerichtlichen Bereich 

an den Vorgaben zum gerichtlichen Verfahren zu orientieren. Eine außergerichtliche Einigung ist nur 

dann erfolgreich, wenn alle Gläubiger zustimmen. Das Schweigen eines Gläubigers ist als Ablehnung 

zu werten. Betreibt ein Gläubiger während des außergerichtlichen Einigungsversuchs die Zwangsvoll-

streckung, gilt der Versuch ebenfalls als gescheitert. Bei absoluter Vermögenslosigkeit ist auch ein 

sog. "Null-Plan" zulässig, bei dem die Gläubiger auf ihre Forderungen nichts erhalten.  

Dem Einigungsversuch muss ein geordneter Plan zugrunde liegen. Es reicht nicht aus, wenn nur all-

gemein bei den Gläubigerinnen und Gläubigern angefragt wird, ob sie zu einer gütlichen Einigung 

bereit sind. Die Schuldnerin oder der Schuldner hat ihnen einen Vorschlag für die angemessene Be-

reinigung der Schulden zu unterbreiten. In der Regel wird dies ein Zahlungsplan sein, in dem feste 

Raten und genaue Zahlungstermine genannt werden, die an die Stelle der ursprünglich geschuldeten 

Zahlungen und der hierfür geltenden Termine treten sollen. 

Ein ernsthafter Einigungsversuch erfordert auch, dass die Schuldnerin oder der Schuldner die Ein-

kommens- und Vermögensverhältnisse offen legt. Die Gläubigerinnen und Gläubiger müssen anhand 

der Angaben beurteilen können, ob die vorgeschlagene Abänderung der Zahlungsverpflichtungen 

erforderlich ist und ob sie den finanziellen Möglichkeiten der Schuldnerin oder des Schuldners ent-

spricht.  

Bleibt der Einigungsversuch erfolglos, kann bei Gericht Insolvenzantrag gestellt werden. Dem An-

trag ist die Bescheinigung einer geeigneten Stelle oder Person über das Scheitern des Einigungs-

versuchs beizufügen. Geeignete Personen sind die Angehörigen der rechtsberatenden Berufe, also 

Rechtsanwälte, Steuerberater, etc. 

 

3. Der Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens  

Scheitert die außergerichtliche Einigung trotz ernsthaften Bemühens, so kann die Schuldnerin oder der 

Schuldner beim Insolvenzgericht die Eröffnung des Insolvenzverfahrens beantragen (§ 305 InsO). Die 

Bescheinigung über den gescheiterten außergerichtlichen Versuch darf nicht älter als 6 Monate sein. 
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Der Plan gilt bereits dann als gescheitert, wenn eine Gläubigerin oder ein Gläubiger die Zwangsvoll-

streckung betreibt, nachdem die Verhandlungen über die außergerichtliche Einigung aufgenommen 

wurden (§ 305 a InsO). 

 

3.1 Bescheinigung über den außergerichtlichen Einig ungsversuch 

Mit dem schriftlichen Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens ist die Bescheinigung einer ge-

eigneten Person oder Stelle vorzulegen, aus der sich ergibt, dass auf Grundlage persönlicher Bera-

tung und eingehender Prüfung der Einkommens- und Vermögensverhältnisse eine außergerichtliche 

Einigung mit den Gläubigerinnen und Gläubigern über die Schuldenbereinigung auf der Grundlage 

eines Plans innerhalb der letzten sechs Monate vor dem Eröffnungsantrag erfolglos versucht worden 

ist (§ 305 Abs. 1 Nr. 1 InsO). Außerdem sind die Gründe für das Scheitern der außergerichtlichen 

Einigung darzulegen und der Plan beizufügen. 

Ist der außergerichtliche Plan gescheitert, weil eine Gläubigerin oder ein Gläubiger nach Aufnahme 

der Verhandlungen über die außergerichtliche Einigung die Zwangsvollstreckung betrieben hat, ist in 

der Bescheinigung anzugeben, um welche Gläubigerin oder welchen Gläubiger es sich hierbei han-

delt, und welche Zwangsvollstreckungsmaßnahme ergriffen wurde. 

Geeignete Personen, die eine Bescheinigung über den außergerichtlichen Einigungsversuch ausstel-

len dürfen, sind die Angehörigen der rechtsberatenden Berufe (Rechtsanwälte, Notare) sowie Steuer-

berater. 

 

3.2 Gerichtliches Schuldenbereinigungsverfahren (2.  Stufe) 

Zusammen mit dem Eröffnungsantrag ist ein Schuldenbereinigungsplan vorzulegen (§ 305 Abs. 1 Nr. 

4 InsO). In ihm ist darzustellen, wie die Schuldnerin oder der Schuldner sich eine Einigung mit den 

Gläubigerinnen und Gläubigern über die abschließende Bereinigung der Schulden vorstellt. Dabei sind 

einerseits die schuldnerischen Vermögens-, Einkommens- und Familienverhältnisse zu berücksichti-

gen, andererseits aber auch die Interessen der Gläubigerinnen und Gläubiger sowie die Gründe, die 

zum Scheitern der außergerichtlichen Einigung geführt haben. 

Ist der Eröffnungsantrag zulässig, so entscheidet das Gericht zunächst darüber, ob es auf der Grund-

lage des vorgelegten Schuldenbereinigungsplans einen weiteren Einigungsversuch durchführt. Vor 

dieser Entscheidung hat es die Schuldnerin oder den Schuldner anzuhören. Ist ein erfolgreicher Ab-

schluss des Schuldenbereinigungsplanverfahrens nach der freien Überzeugung des Gerichts nicht zu 

erwarten, so kann es auf die Durchführung des Schuldenbereinigungsplanverfahrens verzichten. Ent-

scheidet sich das Gericht für einen weiteren Einigungsversuch, fordert es die Schuldnerin oder den 

Schuldner auf, die für die Zustellung an die Gläubigerinnen und Gläubiger erforderliche Zahl von Ab-

schriften des Schuldenbereinigungsplans und der Vermögensübersicht bei Gericht einzureichen. Wird 

diese Aufforderung nicht befolgt, so gilt der Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens als zurück-

genommen. Das Verfahren ist also beendet. 
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3.2.1 Vorläufiges Ruhen des Verfahrens über anhängi ge Eröffnungsanträge 

Solange über den Schuldenbereinigungsplan nicht entschieden ist, betreibt das Gericht das Verfahren 

über den anhängigen Eröffnungsantrag sowie gegebenenfalls weiteren anhängigen Anträgen von 

Gläubigerinnen und Gläubigern, nicht weiter. Diese Verfahren ruhen (§ 306 Abs. 1, 3 InsO). Das Ge-

richt kann allerdings Sicherungsmaßnahmen anordnen (z. B. die Zwangsvollstreckung in das schuld-

nerische Vermögen untersagen oder einstweilen einstellen, § 21 InsO). Sind solche Maßnahmen be-

reits angeordnet, so bleiben sie in Kraft (§ 306 Abs. 2 InsO). 

 

3.2.2 Anhörung der Gläubigerinnen und Gläubiger 

Ist der Eröffnungsantrag vollständig und soll das Schuldenbereinigungsplanverfahren durchgeführt 

werden, so stellt das Gericht den von der Schuldnerin oder vom Schuldner benannten Gläubigerinnen 

und Gläubigern eine Abschrift des Schuldenbereinigungsplans und der Vermögensübersicht zu. Die 

weiteren von der Schuldnerin oder dem Schuldner eingereichten Verzeichnisse legt das Gericht zur 

Einsichtnahme durch die Beteiligten auf seiner Geschäftsstelle bereit. Darüber hinaus fordert es die 

Gläubigerinnen und Gläubiger auf, zu den Verzeichnissen und dem Schuldenbereinigungsplan inner-

halb eines Monats Stellung zu nehmen. 

Jede angeschriebene Gläubigerin und jeder angeschriebene Gläubiger hat die Angaben über die ei-

gene Forderung in dem bei Gericht niedergelegten Forderungsverzeichnis zu überprüfen und dem 

Gericht die erforderlichen Ergänzungen mitzuteilen. Äußert sich eine Gläubigerin oder ein Gläubiger 

nicht, so gilt das Schweigen als Zustimmung zum Schuldenbereinigungsplan und als Verzicht auf be-

stehende Forderungen, die in den übersandten Unterlagen nicht angegeben sind (§ 307 Abs. 1, 2, § 

308 Abs. 3 Satz 2 InsO). 

Wenn Gläubigerinnen oder Gläubiger dem Plan innerhalb der Monatsfrist widersprochen haben oder 

es zur Förderung einer einvernehmlichen Schuldenbereinigung sinnvoll erscheint, gibt das Gericht der 

Schuldnerin oder dem Schuldner Gelegenheit, den Plan zu ändern oder zu ergänzen. Hierzu setzt es 

eine Frist. Anschließend werden die Änderungen oder Ergänzungen, soweit notwendig, nochmals den 

Gläubigerinnen und Gläubigern zur Stellungnahme zugestellt. Auch hier gilt wiederum das Schweigen 

als Zustimmung zum schuldnerischen Vorschlag und als Verzicht auf bestehende höhere Forderungen 

(§ 307 Abs. 3 InsO). 

 

3.2.3 Einwendungen der Gläubigerinnen und Gläubiger  gegen den Schuldenbereinigungsplan 

Gläubigerinnen oder Gläubiger, die mit dem Plan nicht einverstanden sind, müssen ihre Ablehnung in 

der schriftlichen Stellungnahme gegenüber dem Gericht unmissverständlich zum Ausdruck bringen. 

Wenn eine Mehrheit der Gläubigerinnen und Gläubiger den Schuldenbereinigungsplan ablehnt, ist der 

Plan gescheitert. Auf die Gründe der Mehrheit kommt es dann nicht an. 

Stimmt aber die Mehrheit der Gläubigerinnen und Gläubiger (Kopf- und Summenmehrheit) dem Plan 

zu, so kann die Minderheit ihn nur verhindern, wenn ihre Ablehnung auf sachgerechten Gründen be-

ruht. Die Einwendungen, die eine Gläubigerin oder ein Gläubiger gegen den Plan geltend machen 

kann, sind im Gesetz im Einzelnen aufgeführt (§ 309 Abs. 1, 3 InsO). Es sind Folgende: 
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Die Forderung der widersprechenden Gläubigerin oder des widersprechenden Gläubigers ist wesent-

lich höher als in dem vorgelegten Forderungsverzeichnis angegeben (§ 307 Abs. 1 Satz 2, § 309 Abs. 

3 InsO). 

Die widersprechende Gläubigerin oder der widersprechende Gläubiger wird im Verhältnis zu den übri-

gen Gläubigerinnen und Gläubigern nicht angemessen an den vorgesehenen Leistungen der Schuld-

nerin oder des Schuldners beteiligt (§ 309 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 InsO). 

Die widersprechende Gläubigerin oder der widersprechende Gläubiger wird durch den Plan wirtschaft-

lich schlechter gestellt, als es bei Durchführung des Insolvenzverfahrens und des anschließenden 

Verfahrens zur Restschuldbefreiung der Fall wäre (§ 309 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 InsO). Die Schuldnerin 

oder der Schuldner hat im Forderungsverzeichnis Schulden aufgeführt, bei denen sich ernsthafte 

Zweifel ergeben, ob sie überhaupt oder jedenfalls in dieser Höhe bestehen (§ 309 Abs. 3 InsO). 

 

3.2.4 Gerichtliche Ersetzung der Zustimmung 

Der Schuldenbereinigungsplan kommt zustande, wenn entweder keine Gläubigerin und kein Gläubiger 

Einwendungen erhebt oder die Mehrheit der Gläubigerinnen und Gläubiger, hier berechnet nach Köp-

fen und Forderungssummen, zustimmt und das Gericht die Einwendungen der widersprechenden 

Beteiligten durch eine Zustimmung ersetzt (§ 309 InsO). 

Der Antrag auf Ersetzung der fehlenden Zustimmung kann von der Schuldnerin oder dem Schuldner 

sowie von jeder Gläubigerin oder jedem Gläubiger gestellt werden. Vor der gerichtlichen Entscheidung 

über den Antrag erhalten die widersprechenden Beteiligten, deren Ablehnung durch eine gerichtliche 

Zustimmung ersetzt werden soll, Gelegenheit, die Einwendungen (vgl. Ziffer 4.3) im Einzelnen zu be-

gründen. Dabei sind tatsächliche Behauptungen, auf die der Widerspruch gestützt wird, durch Versi-

cherung an Eides statt oder geeignete Urkunden glaubhaft zu machen (§ 309 Abs. 2 Satz 2 InsO). 

Sind die Einwendungen der widersprechenden Beteiligten vom Gesetz nicht als Ablehnungsgrund 

anerkannt oder sind sie nicht glaubhaft gemacht, so wird die fehlende Zustimmung der Beteiligten vom 

Gericht ersetzt. Nach Rechtskraft aller Ersetzungsbeschlüsse gilt der Schuldenbereinigungsplan als 

angenommen. 

 

3.2.4 Rechtswirkungen des angenommenen Schuldenbere inigungsplans 

Die Annahme des Schuldenbereinigungsplans wird vom Gericht in einem gesonderten Beschluss 

förmlich festgestellt. 

Der angenommene Plan hat die rechtlichen Wirkungen eines gerichtlichen Vergleichs (§ 308 Abs. 1 

Satz 2 InsO, § 794 Abs. 1 Nr. 1 ZPO). Die Schuldnerin oder der Schuldner hat nicht mehr die ur-

sprünglichen Forderungen der vom Plan erfassten Gläubigerinnen und Gläubiger zu erfüllen, sondern 

nur noch die im Plan festgelegten Leistungen zu erbringen. Der Plan ist allerdings ein vollstreckbarer 

Titel, der den beteiligten Gläubigerinnen und Gläubigern die Möglichkeit gibt, wegen ihrer Forderungen 

aus dem Plan in das schuldnerische Vermögen zu vollstrecken. 
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Gläubigerinnen oder Gläubiger, die von der Schuldnerin oder dem Schuldner nicht benannt waren und 

deshalb keine Gelegenheit hatten, am Zustandekommen des Schuldenbereinigungsplans mitzuwirken, 

können weiterhin ihre gesamten Forderungen gegen die Schuldnerin oder den Schuldner geltend ma-

chen (§ 308 Abs. 3 Satz 1 InsO). 

Mit der Annahme des Plans sind zugleich alle anhängigen Anträge auf Eröffnung des Insolvenzverfah-

rens und auf Restschuldbefreiung erledigt. Sie gelten als zurückgenommen (§ 308 Abs. 2 InsO). Dies 

schließt nicht aus, dass neue Eröffnungsanträge gestellt werden können. 

Der Schuldenbereinigungsplan muss einen vollstreckbaren Inhalt haben (vgl. § 308 Abs. 1 Satz 2 In-

sO). Er sollte daher insbesondere genau regeln, welche Leistungen die Schuldnerin oder der Schuld-

ner zu welchem Zeitpunkt an welche Gläubigerin oder welchen Gläubiger zu erbringen hat. Auch an-

dere Regelungen des Plans müssen hinreichend bestimmt sein. Als Anknüpfungspunkt für den Beginn 

von Zahlungsfristen sollte der Zeitpunkt gewählt werden, zu dem das Insolvenzgericht die Annahme 

des Schuldenbereinigungsplans feststellt (§ 308 Abs. 1 Satz 1 InsO). 

In den Schuldenbereinigungsplan ist aufzunehmen, ob und inwieweit Bürgschaften, Pfandrechte und 

andere Sicherheiten der Gläubigerinnen und Gläubiger von diesem berührt werden sollen (§ 305 Abs. 

1 Nr. 4 InsO). 

 

3.2.5 Fortgang des Verfahrens nach dem Scheitern de s Schuldenbereinigungsplans 

Findet der Schuldenbereinigungsplan nicht die erforderliche Zustimmung der Gläubigerinnen und 

Gläubiger oder erweist sich auch nur eine einzige Einwendung eines widersprechenden Beteiligten als 

berechtigt, so ist er gescheitert. In diesem Fall wird das Verfahren über den Antrag auf Eröffnung des 

Insolvenzverfahrens wieder aufgenommen (§ 311 InsO). 

Dass der Eröffnungsgrund der drohenden oder bereits eingetretenen Zahlungsunfähigkeit vorliegt, wird 

nach dem bisherigen Ablauf des Verfahrens im Allgemeinen feststehen. Das Gericht wird deshalb nun 

insbesondere prüfen, ob das frei verfügbare Vermögen der Schuldnerin oder des Schuldners (die spä-

tere Insolvenzmasse) voraussichtlich ausreicht, um die Kosten des Insolvenzverfahrens zu decken. Zu 

diesem Zweck kann das Gericht eine Sachverständige oder einen Sachverständigen mit der weiteren 

Aufklärung der schuldnerischen Vermögensverhältnisse beauftragen. 

Die Schuldnerin oder der Schuldner ist verpflichtet, bei der Aufklärung mitzuwirken. Zusätzlich zu den 

Angaben in den Antragsunterlagen sind dem Gericht vollständig und wahrheitsgemäß alle Auskünfte 

zu erteilen, die zur Entscheidung über die Eröffnung des Verfahrens erforderlich sind. Dabei sind auch 

Tatsachen zu offenbaren, die geeignet sind, eine Verfolgung wegen einer Straftat oder einer Ord-

nungswidrigkeit herbeizuführen (§§ 20, 97 InsO). 

Zur Eröffnung des Insolvenzverfahrens kommt es, wenn nach der Überzeugung des Gerichts die Kos-

ten des Verfahrens gedeckt sind. Hierzu gehören die Gerichtskosten sowie die Vergütung und die Aus-

lagen des künftigen Insolvenzverwalters (§ 54 InsO). Reicht die Insolvenzmasse nicht aus, so kann das 

Gericht der Schuldnerin oder dem Schuldner auf Antrag die Verfahrenskosten stunden. Voraussetzung 

für eine solche Stundung ist insbesondere, dass das Schuldnervermögen voraussichtlich zur Deckung 
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der Verfahrenskosten nicht ausreicht und kein Dritter einen Verfahrenskostenvorschuss leistet sowie 

der Schuldner bzw. die Schuldnerin einen Antrag auf Erteilung der Restschuldbefreiung gestellt hat.  

Ist die Kostendeckung nicht gesichert und wird auch keine Stundung der Verfahrenskosten bewilligt, 

so wird der Eröffnungsantrag mangels Masse abgewiesen. Damit ist zugleich auch eine angestrebte 

Restschuldbefreiung der Schuldnerin oder des Schuldners gescheitert. Das Gesetz sieht die Rest-

schuldbefreiung nur für Fälle vor, in denen das Insolvenzverfahren eröffnet worden ist (§§ 286, 289 

InsO). 

 

3.3 Verzeichnisse mit Auskünften zur schuldnerische n Vermögenslage 

Außerdem hat die Schuldnerin oder der Schuldner bei der Antragstellung vier Verzeichnisse mit Anga-

ben zur Einkommens- und Vermögenslage vorzulegen: 

1. ein Verzeichnis des vorhandenen Vermögens und des Einkommens (Vermögensverzeichnis), 

2. eine Zusammenfassung des wesentlichen Inhalts des vorstehenden Verzeichnisses (Vermö-

gensübersicht), 

3. ein Verzeichnis der Gläubigerinnen und Gläubiger (mit genauen und vollständigen Namen so-

wie Anschriften (keine Postfachangaben), 

4. ein Verzeichnis der gegen die Schuldnerin oder den Schuldner gerichteten Forderungen 

(§ 305 Abs. 1 Nr. 3 InsO). 

Allen Verzeichnissen ist die Erklärung beizufügen, dass die in ihnen enthaltenen Angaben richtig und 

vollständig sind. Sind die Angaben in einem Verzeichnis vorsätzlich oder grob fahrlässig unvollständig, 

kann dies dazu führen, dass später die Restschuldbefreiung verweigert wird (§ 290 Abs. 1 Nr. 6 InsO). 

Die Unvollständigkeit kann eine weitere schwerwiegende Folge haben: Zahlungserleichterungen, die 

ein angenommener Schuldenbereinigungsplan vorsieht (siehe oben 3.2), gelten nicht gegenüber 

solchen Gläubigerinnen und Gläubigern, die in den Verzeichnissen bewusst oder unbewusst nicht 

aufgeführt sind, so dass ihnen der Schuldenbereinigungsplan nicht zugestellt werden konnte. Diese 

Gläubigerinnen und Gläubiger können weiterhin ihre gesamten Forderungen geltend machen (§ 308 

Abs. 3 Satz 1 InsO). 

Soll eine Forderung vollständig bestritten werden, so ist sie mit dem Betrag 0,00 EUR in das Forde-

rungsverzeichnis aufzunehmen. 

 

3.4 Form des Insolvenzantrags 

Der Antrag ist schriftlich zu stellen. Zur Vereinfachung und Beschleunigung des Verfahrens sind für die 

Bescheinigung, die Erklärung zu einem Restschuldbefreiungsantrag, das Vermögensverzeichnis sowie 

die Vermögensübersicht und für den Schuldenbereinigungsplan zwingend die amtlichen Vordrucke zu 

verwenden. 
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3.5 Rechtsfolge eines unvollständigen Eröffnungsant rags 

Wenn dem Eröffnungsantrag nicht alle vorgeschriebenen Erklärungen und Unterlagen vollständig bei-

gefügt sind, erhält die Schuldnerin oder der Schuldner eine Mitteilung des Gerichts. Der Antrag muss 

sodann innerhalb eines Monats ergänzt werden. Geschieht dies nicht, so gilt der Eröffnungsantrag 

kraft Gesetzes als zurückgenommen (§ 305 Abs. 3 InsO). Der Antrag wird vom Gericht nicht mehr 

bearbeitet. Es ergeht keine Entscheidung. Auch ein etwa gestellter Antrag auf Restschuldbefreiung 

wird gegenstandslos. 

 

4. Gerichtliches Verbraucherinsolvenzverfahren (3. Stufe) 

Scheitert die außergerichtliche Einigung trotz ernsthaften Bemühens oder hat ein Gläubiger die Eröff-

nung des Verfahrens beantragt, so kann die Schuldnerin oder der Schuldner beim Insolvenzgericht die 

Eröffnung des Insolvenzverfahrens beantragen (§ 305 InsO). Der Plan gilt bereits dann als gescheitert, 

wenn eine Gläubigerin oder ein Gläubiger die Zwangsvollstreckung betreibt, nachdem die Verhand-

lungen über die außergerichtliche Einigung aufgenommen wurden (§ 305 a InsO).  

Kommt das Insolvenzgericht zum Ergebnis, dass der gerichtliche Schuldenbereinigungsplan voraus-

sichtlich nicht angenommen, wird die 2. Stufe  übersprungen und das Gericht eröffnet sofort das Insol-

venzverfahren. Regelmäßig kann dies der Fall bei einem sog. „Nullplan“ sein, wenn der Schuldner 

über kein pfändbares Einkommen verfügt und den Gläubigern keine Zahlungen anbieten kann (z. Bsp. 

Hartz IV-Empfänger). 

Das Insolvenzgericht prüft dann zunächst, ob die Verfahrenskosten (Gerichtskosten, Auslagen, Treu-

händerkosten) gedeckt sind oder gestundet werden können.  

Sind die Verfahrenskosten nicht gedeckt, können die Kosten dem Schuldner auf seinen Antrag hin 

gestundet werden. Wird der Antrag auf Stundung gestellt und zugleich Restschuldbefreiung beantragt, 

kann das Insolvenzgericht Stundung bewilligen (§ 4 a InsO). Die Verfahrenskosten sind dann von der 

Stundung gedeckt. Das Insolvenzverfahren wird eröffnet. Sind Vermögenswerte vorhanden oder er-

zielt der Schuldner pfändbares Einkommen, werden daraus zunächst die Verfahrenskosten beglichen. 

Erst nach Erteilung der Restschuldbefreiung ist der Schuldner zur Zahlung der Verfahrenskosten ver-

pflichtet). Die Angaben des Schuldners beim Stundungsantrag müssen wahrheitsgemäß und vollstän-

dig sein. Weiter ist der Schuldner verpflichtet, eine angemessene Erwerbstätigkeit auszuüben oder 

sich um eine solche zu bemühen. Ansonsten kann die Stundung jederzeit aufgehoben werden (§ 4 c 

InsO). 

Ist die Kostenfrage geklärt erlässt das Gericht den Eröffnungsbeschluss und macht diesen öffentlich 

bekannt. Im Verbraucherinsolvenzverfahren wird seitens des Gerichts ein Treuhänder bestellt. Auf ihn 

geht mit dem Eröffnungsbeschluss die Verwaltungs- und Verfügungsbefugnis über das zur Insolvenz-

masse gehörende Schuldnervermögen über. Zur Insolvenzmasse gehört das zurzeit des Eröffnungs-

beschlusses pfändbare Vermögen und das Vermögen, das der Schuldner während des Verfahrens 

erlangt (z. B. pfändbarer Teil des Arbeitseinkommens, Sparvermögen, etc.).  

Nach der Vermögensverteilung durch den Treuhänder erhalten die Insolvenzgläubiger Gelegenheit, zu 

dem Antrag des Schuldners auf Erteilung der Restschuldbefreiung bis zu dem vom Gericht anberaum-
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ten Schlusstermin bzw. dem vom Gericht bestimmten Stichtag im schriftlichen Verfahren Stellung zu 

nehmen. Versagungsanträge können nur von Gläubigern gestellt werden, die einen im Zeitpunkt der 

Eröffnung begründeten Vermögensanspruch (§ 38 InsO) zur Tabelle angemeldet haben. 

In diesem Verfahrensabschnitt können sich die Gläubiger auf Versagungsgründe nach § 290 InsO 

berufen. Ein Versagungsgrund liegt danach vor, wenn der Schuldner 

• in den letzten fünf Jahren vor dem Eröffnungsantrag oder nach diesem Antrag wegen einer In-

solvenzstraftat (§§ 283 bis 283c StGB) rechtskräftig zu einer Geldstrafe von mehr als 90 Ta-

gessätzen oder einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten verurteilt worden ist, 

• in den letzten drei Jahren vor dem Eröffnungsantrag oder nach diesem Antrag vorsätzlich oder 

grob fahrlässig schriftlich unrichtige oder unvollständige Angaben über die wirtschaftlichen 

Verhältnisse gemacht hat, um einen Kredit zu erhalten, Leistungen aus öffentlichen Mitteln zu 

beziehen oder Leistungen an öffentliche Kassen zu vermeiden, 

• in den letzten drei Jahren vor dem Eröffnungsantrag oder nach diesem Antrag vorsätzlich oder 

grob fahrlässig die Befriedigung der Insolvenzgläubiger dadurch beeinträchtigt hat, dass er 

unangemessene Verbindlichkeiten begründet, Vermögen verschwendet oder ohne Aussicht 

auf eine Besserung der wirtschaftlichen Lage die Eröffnung des Insolvenzverfahrens verzögert 

hat, 

• Auskunfts- oder Mitwirkungspflichten nach der Insolvenzordnung vorsätzlich oder grob fahr-

lässig verletzt hat, 

• in der nach § 287 Abs. 1 S. 3 InsO vorzulegenden Erklärung und in den nach § 305 Abs. 1 Nr. 

3 InsO vorzulegenden Vermögens-, Einkommens- und Gläubigerverzeichnissen und Forde-

rungsverzeichnissen vorsätzlich oder grob fahrlässig unrichtige oder unvollständige Angaben 

gemacht hat oder 

• seine Erwerbsobliegenheit nach § 287 b InsO verletzt und dadurch die Befriedigung der Insol-

venzgläubiger beeinträchtigt hat; dies gilt nicht, wenn den Schuldner kein Verschulden trifft. 

Stellt ein Gläubiger einen Versagungsantrag, so ist der Versagungsgrund, auf den er sich beruft, sub-

stantiiert unter nachvollziehbarer Schilderung des Sachverhalts darzulegen. Sofern der Schuldner die 

Tatsachen, auf die sich der Antrag stützt, bestreitet, hat der Gläubiger den Sachvortrag bis spätestens 

zum Schlusstermin oder dem bestimmte Stichtag im schriftlichen Verfahren glaubhaft zu machen. Eine 

Behauptung ist glaubhaft gemacht, sofern eine überwiegende Wahrscheinlichkeit dafür besteht, dass 

sie zutrifft. Als Mittel der Glaubhaftmachung können sich die Gläubiger aller präsenten Beweismittel 

bedienen, auch der Versicherung an Eides Statt. Gelingt die Glaubhaftmachung, ermittelt das Gericht 

die entscheidungserheblichen Tatsachen von Amts wegen. 

Stellt das Gericht nach der Schuldneranhörung und nach Aufklärung des Sachverhalts keinen Versa-

gungsgrund fest, so bestimmt es zusammen mit der Aufhebung oder Einstellung des Insolvenzverfah-

rens wegen Masseunzulänglichkeit einen Treuhänder. An diese Person gehen die pfändbaren Bezüge 

des Schuldners aufgrund der Abtretungserklärung über. 
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5. Frühzeitige Ausarbeitung eines Insolvenzplans 

Beabsichtigt der Schuldner bzw. die Schuldnerin, eine Schuldenregulierung mit Hilfe eines Insolvenz-

plans durchzuführen, so sollte dies bereits im Antrag unter Angabe der Grundzüge des Plans mitgeteilt 

werden. Mit der Ausarbeitung der Einzelheiten des Insolvenzplans sollten der Schuldner bzw. die 

Schuldnerin so früh wie möglich beginnen. Sie sollten dabei den Rat und die Hilfe von einem Fachan-

walt für Insolvenzrecht suchen. 

 

6. Antrag auf Restschuldbefreiung (4. Stufe) 

Abschließend hat die Schuldnerin oder der Schuldner zu erklären, ob die Erteilung der Restschuldbe-

freiung beantragt wird oder nicht (§ 305 Abs. 1 Nr. 2 InsO). Wird ein Antrag auf Stundung der Verfah-

renskosten gestellt, so ist er zwingend mit dem Antrag auf Restschuldbefreiung zu verbinden. 

Der Antrag auf Erteilung der Restschuldbefreiung ist vom Schuldner selbst zu stellen. Der Antrag soll 

mit dem Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens verbunden werden. Wird er nicht mit dem Er-

öffnungsantrag verbunden, weist das Gericht unter Fristsetzung durch besonderes Schreiben auf die 

Möglichkeit der Restschuldbefreiung hin. Anträge, die nach Ablauf der Frist gestellt werden, sind unzu-

lässig und werden vom Gericht zurückgewiesen. 

Dem Antrag auf Restschuldbefreiung ist gem. § 287 a Abs. 1 S. 3 InsO eine Erklärung des Schuldners 

beizufügen, ob 

• ihm in den letzten zehn Jahren vor dem Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens oder 

nach diesem Antrag die Restschuldbefreiung erteilt oder ob ihm die Restschuldbefreiung in 

den letzten fünf Jahren vor dem Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens oder nach die-

sem Antrag nach § 297 InsO versagt worden ist oder 

• ihm in den letzten drei Jahren vor dem Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens oder 

nach diesem Antrag Restschuldbefreiung nach § 290 Absatz 1 Nr. 5, 6 oder 7 InsO oder nach 

§ 296 InsO versagt worden ist; dies gilt auch im Fall des § 297a, wenn die nachträgliche Ver-

sagung auf Gründe nach § 290 Absatz 1 Nr. 5, 6 oder 7 InsO gestützt worden ist. 

Die Richtigkeit und Vollständigkeit der Erklärung hat der Schuldner zu versichern 

Darüber hinaus ist dem Antrag eine Abtretungserklärung beizufügen, wonach die pfändbaren Forde-

rungen auf Bezüge aus einem Dienstverhältnis oder an deren Stelle laufende Bezüge für die Zeit von 

sechs Jahren nach der Eröffnung des Insolvenzverfahrens (Abtretungsfrist) an einen vom Gericht zu 

bestimmenden Treuhänder abgetreten werden. 

Die Erteilung der Restschuldbefreiung setzt immer die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens voraus. 

Reicht das Vermögen des Schuldners oder der Schuldnerin nicht aus, um die Verfahrenskosten zu 

decken, kann ein Antrag auf Verfahrenskostenstundung gestellt werden. 
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7. Verfahren nach Beendigung des Insolvenzverfahren s bis zum Ende der Abtretungsfrist 

Wird das Insolvenzverfahren rechtskräftig beendet, tritt die bei Antragstellung abgegebene Abtre-

tungserklärung in Kraft. Die Laufzeit dieser Abtretung beträgt sechs Jahre. Allerdings wird auf diese 

Laufzeit die Zeit angerechnet, die seit Eröffnung des Insolvenzverfahrens verstrichen ist (§ 287 Abs. 2 

Satz 1 InsO). Sofern nicht die Voraussetzungen für eine vorzeitige Erteilung der Restschuldbefreiung 

vorliegen (§ 300 Abs. 1 S. 2 InsO) oder die Laufzeit der Abtretungserklärung vorzeitig wegen einer 

Versagung endet (§ 299 InsO) entscheidet das Gericht nach Verstreichen der Abtretungsfrist über die 

Erteilung der Restschuldbefreiung (§ 300 Abs. 1 S. 1 InsO). 

Von der rechtskräftigen Beendigung des Insolvenzverfahrens bis zum Ende der Abtretungsfrist hat der 

Schuldner folgende Pflichten (Obliegenheiten, § 295 InsO): 

• Er muss eine angemessene Erwerbstätigkeit ausüben und, wenn er ohne Beschäftigung ist, 

sich um eine solche bemühen; er darf keine zumutbare Tätigkeit ablehnen. 

• Übt er eine selbstständige Tätigkeit aus, so hat er die Insolvenzgläubiger durch Zahlungen an 

den Treuhänder so zu stellen, wie wenn er ein angemessenes Dienstverhältnis eingegangen 

wäre. 

• Er muss Vermögen, das er von Todes wegen oder mit Rücksicht auf ein künftiges Erbrecht 

erwirbt, zur Hälfte des Wertes an den Treuhänder herausgeben. 

• Er muss jeden Wechsel des Wohnsitzes oder der Beschäftigungsstelle unverzüglich dem In-

solvenzgericht und dem Treuhänder anzeigen. 

• Er darf dem Gericht und dem Treuhänder keine von der Abtretungserklärung erfassten Bezü-

ge und kein Vermögen, das er von Todes wegen oder mit Rücksicht auf ein künftiges Erbrecht 

erwirbt, verheimlichen. 

• Er muss dem Gericht und dem Treuhänder auf Verlangen Auskunft über seine Erwerbstätig-

keit oder seine Bemühungen um eine solche sowie über seine Bezüge und sein Vermögen er-

teilen. 

• Er darf Zahlungen zur Befriedigung der Insolvenzgläubiger nur an den Treuhänder leisten und 

einzelnen Insolvenzgläubigern keinen Sondervorteil verschaffen. 

 

8. Vorzeitige Beendigung des Verfahrens zur Erteilu ng der Restschuldbefreiung  

Das Verfahren kann vorzeitig wegen einer Versagung der Restschuldbefreiung nach §§ 296, 297, 297 

a, 298 InsO beendet sein (§ 299 InsO). 

Es besteht aber auch die Möglichkeit, vor Ablauf der sechsjährigen Abtretungsfrist ab Verfahrenseröff-

nung einen vorzeitigen Antrag auf Erteilung der Restschuldbefreiung zu stellen (§ 300 Abs. 1 S. 2 In-

sO). 
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8.1 Vorzeitige Beendigung wegen Versagungsgrund  

Das Verfahren kann vorzeitig wegen einer Versagung der Restschuldbefreiung nach §§ 296, 297, 297 

a, 298 InsO beendet sein (§ 299 InsO). 

Verletzt der Schuldner nach Beendigung des Insolvenzverfahrens eine Obliegenheit gem. § 295 InsO 

(vgl. Ziffer 2. c) und beeinträchtigt er dadurch die Befriedigung der Insolvenzgläubiger, hat das Gericht 

auf Antrag einer Insolvenzgläubigers die Restschuldbefreiung zu versagen, sofern der Schuldner nicht 

beweist, dass ihn kein Verschulden trifft (§ 296 Abs. 1 InsO). Der Antrag kann nur innerhalb eines 

Jahres nach dem Zeitpunkt gestellt werden, in dem die Obliegenheitsverletzung dem Gläubiger be-

kannt geworden ist. Er ist nur zulässig, wenn die Obliegenheitsverletzung und die Einhaltung der Jah-

resfrist glaubhaft gemacht werden. 

Vor der gerichtlichen Entscheidung erhalten die beteiligten Personen Gelegenheit zur Stellungnahme. 

Die Schuldner ist verpflichtet, über die Erfüllung der Obliegenheiten vollständig und wahrheitsgemäß 

Auskunft zu erteilen und auf Antrag eines Gläubigers die Richtigkeit der Auskunft an Eides Statt zu 

versichern (§ 296 Abs. 2 S. 2 InsO). Das Gericht kann für die Erteilung der Auskunft oder die eides-

stattliche Versicherung eine Frist zur schriftlichen Äußerung setzen oder einen Termin anberaumen. 

Gibt der Schuldner die Auskunft oder die eidesstattliche Versicherung ohne hinreichende Entschuldi-

gung nicht innerhalb der gesetzten Frist ab, so hat das Gericht die Restschuldbefreiung ohne weitere 

inhaltliche Prüfung allein aus diesem Grunde zu versagen. Das gleiche gilt, wenn sie trotz ordnungs-

gemäßer Ladung ohne hinreichende Entschuldigung nicht zu dem anberaumten Termin erscheint (§ 

296 Abs. 2 S. 3 InsO). 

Die Restschuldbefreiung ist ferner zu versagen, wenn sich herausstellt, dass der Schuldner in dem 

Zeitraum zwischen der Beendigung des Insolvenzverfahrens und dem Ende der Abtretungsfrist wegen 

einer Insolvenzstraftat (§§ 283 bis 283c StGB) rechtskräftig zu einer Geldstrafe von mehr als 90 Ta-

gessätzen oder einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten verurteilt worden ist (§ 297 Abs. 1 

InsO). Auch hier ist jeder Insolvenzgläubiger antragsberechtigt. Für den Antrag gelten die oben darge-

stellten Regelungen über die Jahresfrist und die Glaubhaftmachung entsprechend (§ 297 Abs. 2 InsO). 

Weiterhin ist die Restschuldbefreiung nach § 297 a Abs. 1 InsO zu versagen, wenn sich nach dem 

Schlusstermin oder der Einstellung des Verfahrens nach Anzeige der Masseunzulänglichkeit heraus-

stellt, dass ein Versagungsgrund nach § 290 Abs. 1 InsO vorgelegen hat (siehe Ziff. 2 b). Der Antrag 

kann nur innerhalb von sechs Monaten nach dem Zeitpunkt gestellt werden, zu dem der Versagungs-

grund dem Gläubiger bekannt geworden ist. Er ist nur zulässig, wenn der Versagungsgrund und die 

Einhaltung der sechsmonatigen Frist glaubhaft gemacht werden (§ 297 Abs. 1 S. 3 InsO). 

Auf Antrag des Treuhänders ist die Restschuldbefreiung nach § 298 InsO zu versagen, wenn die Be-

träge, die aufgrund der Abtretungserklärung in einem Jahr abgeführt worden sind, nicht einmal die 

Mindesttreuhändervergütung decken und der Schuldner den fehlenden Betrag trotz einer Zahlungsauf-

forderung des Treuhänders und einer weiteren Aufforderung des Gerichts nicht einzahlt). Um den vor-

zeitigen Abbruch des Verfahrens zu verhindern, können die Verfahrenskosten auf Antrag gestundet 

werden, soweit das Vermögen voraussichtlich nicht ausreicht, um diese zu decken. 
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Mit der rechtskräftigen Versagung der Restschuldbefreiung ist der angestrebte Schuldenerlass ge-

scheitert. Die Gläubiger können ihre Forderungen wieder uneingeschränkt geltend machen und auf 

das gesamte pfändbare Vermögen des Schuldners zugreifen (§ 299 InsO). 

 

8.2 Vorzeitiger Antrag auf Restschuldbefreiung  

Es besteht die Möglichkeit, vor Ablauf der sechsjährigen Abtretungsfrist ab Verfahrenseröffnung einen 

vorzeitigen Antrag auf Erteilung der Restschuldbefreiung zu stellen (§ 300 Abs. 1 S. 2 InsO). Nach 

Anhörung der Gläubiger gibt das Gericht dem Antrag statt, wenn die Verfahrenskosten berichtigt sind 

und 

• im Verfahren kein Insolvenzgläubiger eine Forderung angemeldet hat oder die Forderungen 

der Insolvenzgläubiger befriedigt sind und die sonstigen Masseverbindlichkeiten berichtigt 

sind, 

• drei Jahre der Abtretungsfrist verstrichen sind und dem Insolvenzverwalter oder Treuhänder 

innerhalb dieses Zeitraums ein Betrag zugeflossen ist, der eine Befriedigung der Forderungen 

der Insolvenzgläubiger in Höhe von mindestens 35 % ermöglicht (die Mittelherkunft ist anzu-

geben und als richtig zu versichern) und die Masseverbindlichkeiten berichtigt sind oder 

• fünf Jahre Abtretungsfrist verstrichen sind (wenn die Verfahrenskosten getilgt sind). 

Die Antragsvoraussetzungen für eine vorzeitige Erteilung der Restschuldbefreiung muss der Schuld-

ner dem Gericht darlegen und glaubhaft machen. 

 

9. Die Erteilung der Restschuldbefreiung nach dem E nde der Abtretungsfrist 

Ist das Verfahren nicht vorzeitig aufgrund der unter der Ziff.5 aufgeführten Fallgestaltungen beendet 

worden, so entscheidet das Insolvenzgericht über den Erlass der restlichen Schulden (Erteilung der 

Restschuldbefreiung), wenn die Abtretungsfrist verstrichen ist (§ 300 Abs. 1 S. 1 InsO). Dies gilt auch 

dann, wenn das Insolvenzverfahren noch nicht beendet ist. 

Das Gericht gibt auch hier zunächst den am Verfahren beteiligten Personen Gelegenheit zur Stellung-

nahme. Insolvenzgläubiger sowie der Treuhänder können die Versagung der Restschuldbefreiung be-

antragen. Hierfür gelten die gleichen Voraussetzungen, Fristen und Verfahrensregeln wie vor Ablauf der 

Abtretungsfrist (§ 300 Abs. 2, §§ 296 bis 298 InsO; vgl. Ziffer 5a). 

 

10. Wirkungen der Restschuldbefreiung 

Die Erteilung der Restschuldbefreiung wirkt gegen alle Insolvenzgläubiger. Sie bezieht sich auf die 

Schulden, die bei Eröffnung des Insolvenzverfahrens schon begründet waren (§ 38 InsO) und noch 

nicht getilgt sind. Sie gilt auch gegenüber Insolvenzgläubiger, die ihre Forderungen nicht angemeldet 

haben (§ 301 Abs. 1 InsO). 

Nicht unter die Restschuldbefreiung fallen die sog. Masseverbindlichkeiten, also die Verpflichtungen, 

die im Zusammenhang mit dem Insolvenzverfahren entstanden sind (§ 53 InsO). Ebenso erfasst die 
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Restschuldbefreiung nicht die sonstigen neuen Schulden, die erst nach der Eröffnung des Insolvenzver-

fahrens begründet worden sind, insbesondere nicht die ständig wiederkehrenden Verpflichtungen zur 

Zahlung von Unterhalt oder Wohnungsmiete nach dem Eröffnungsstichtag. 

Von der Erteilung der Restschuldbefreiung werden nicht berührt: 

• Verbindlichkeiten des Schuldners aus einer vorsätzlich begangenen unerlaubten Handlung, aus 

rückständigem gesetzlichen Unterhalt, den der Schuldner vorsätzlich pflichtwidrig nicht gewährt 

hat, oder aus einem Steuerschuldverhältnis, sofern der Schuldner im Zusammenhang damit 

wegen einer Steuerstraftat nach den §§ 370, 373 oder 374 der Abgabenordnung rechtskräftig 

verurteilt worden ist; der Gläubiger hat die entsprechende Forderung unter Angabe dieses 

Rechtsgrundes nach § 174 Absatz 2 anzumelden; 

• Geldstrafen und die diesen in § 39 Abs. 1 Nr. 3 InsO gleichgestellten Verbindlichkeiten des 

Schuldners; 

• Verbindlichkeiten aus zinslosen Darlehen, die dem Schuldner zur Begleichung der Kosten des 

Insolvenzverfahrens gewährt wurden. 

Gegenüber mithaftenden Personen und Bürgen behalten die Insolvenzgläubiger ihre Rechte. Sie kön-

nen z. B. gegenüber Bürgen ihre Forderung weiterhin geltend machen. Dagegen können die Bürgen 

keinen Rückgriff mehr gegen den Schuldner nehmen. Bestehen bleiben auch die Rechte der Insolvenz-

gläubiger aus Sicherungsvormerkungen oder anderen Sicherungsrechten wie Pfandrechten, Siche-

rungsübereignungen oder Sicherungsabtretungen (§ 301 Abs. 2 Satz 1 InsO). 

Die Schuldner kann sich jedoch gegenüber den mithaftenden Personen, Bürgen oder anderen Rück-

griffsberechtigten in gleicher Weise auf die Restschuldbefreiung berufen wie gegenüber den Insolvenz-

gläubigern (§ 301 Abs. 2 Satz 2 InsO). 

 

11. Nachträglicher Widerruf der Restschuldbefreiung  

Ist die Restschuldbefreiung bereits erteilt, kann sie auch nachträglich widerrufen werden, wenn 

• sich nachträglich herausstellt, dass der Schuldner eine seiner Obliegenheiten vorsätzlich ver-

letzt und dadurch die Befriedigung der Insolvenzgläubiger erheblich beeinträchtigt hat, 

• sich nachträglich herausstellt, dass der Schuldner während der Abtretungsfrist nach Maßgabe 

von § 297 Absatz 1 InsO verurteilt worden ist, oder wenn der Schuldner erst nach Erteilung der 

Restschuldbefreiung wegen einer bis zum Ende der Abtretungsfrist begangenen Straftat nach 

Maßgabe von § 297 Absatz 1 InsO verurteilt wird oder 

• der Schuldner nach Erteilung der Restschuldbefreiung Auskunfts- oder Mitwirkungspflichten 

vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt hat, die ihm nach diesem Gesetz während des Insol-

venzverfahrens obliegen. 

 

 

 


